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Amtliches. 


Berlin, 15. März. Der König hat den Kreisger.⸗Direktor Si⸗ 
mon von Zaſtrow in Genthin als Stadt- und Kreisger.⸗Direktor an 
das Stadi⸗ und Kreisger. in Kee den Kreisger.⸗Direktor 
Rave zu Calbe a. S. in gleicher Eigenſchaft an das Kreisger. in Min⸗ 
den verſetzt; den Kreisger.⸗Rath Boethie in Rothenburg an der Neiſſe 

um Direktor des Kreisger. daſelbſt ernannt, und dem Sanitäts⸗Rath 
Dr. Vagedes in Meppen den Charakter als Geh. Sanitäts⸗ Rath ver⸗ 
liehen. ; 
Der Ingenieur Carl Dolezalek ift zum ord. Lehrer an der königl. 
polytech. Schule zu Hannover, unter Beilegung des Prädikats „Pro⸗ 
feſſor“ ernannt. 


Vom Landtage. 
20. Sitzung des Herrenhauſes. 
a Berlin, äu 11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Leonhardt und 
— ommiſſarien. 
meh gf ber Tagesordnung Debt die Fortſetzung der zweiten Berathung 
des urn eines Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichts⸗ 
Sgeſetze. 8 K 
Deich fon beginnt mit $ 20, welcher nach den Beſchlüſſen 
des Abgeordnetenhauſes beſtimmt: Die Sitze der Amtsgerichte mer: 
` den durch Geſetz beſtimmt. Die erſte Feſtſtellung derſelben kann 
auf Grund einer geſetzlichen Ermächtigung durch den Juſtiz⸗ 
g minifter erfolgen. Die EEN der Amtsgerichte werden durch den 
ö Juſtizminiſter gebildet. Dieſelben können vom 1. Oktober 1881 ab 
nur durch Geſetz verändert werden. if vn 
Die Kommiſſion Schlägt hierfür folgende Faſſung vor: Die Sitze 
| und Bezirke der Amtsgerichte werden durch königliche Verordnung 


deſtimmt. Dieſelben können nach dem 1. Oktober 1882 nur darch 

Geſetz verändert werden. : N f 2 
Referent Graf zur Lippe führt aus, daß konſequent eigentlich 
» die Sitze der Amtsgerichte, wie die der Landgerichte und Oberlandes⸗ 
erichte durch Geſetz feſtgeſtellt werden müßten, daß man aber all 
eitig die Unmöglichkeit eingeſehen babe, dies bis zum 1. Oktober 
1879 zu thun, Eine nachträgliche geſetzliche endgültige Feſtſtellung der 
Amtsgerichtsſitze werde die Aufregung, die mit der Veränderung der 
Gerichtsorganiſation überbaupt verknüpft fei, von Neuem anfachen. 
Es komme ja nur barauf an, der Möglichkeit der Veränderungen 
dei der einmal durchgeführten Organiſation mittelſt einfacher könig⸗ 
licher Verordnungen ein Ziel zu ſetzen und den Zeitpunkt zu fixiren, 
von welchem ab Veränderungen in der beregten Organisation von 

Zu ſtimmung des Landte ges abhängig g 
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in den weſtlichen Brovingen ebenſo gut bewähren wird, wie in 

Dr Anderen Provinzen. Man kann nicht immer das Ideal erreichen, 

daß be on did immer in engſtem Konnex mit den Rechtsſuchen⸗ 

n Debt. E 

er SÉ 2 Wie hinſtreben, berückſichtigen müſſen. Ex bont, 
egierung beide Intereſſenſphären billigerweiſe gegeneinander 


das Erſuchen richten, 
den letzteren die n 
2 verfaſſungsmäßig die 
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5 die Amtsgerichte nicht über das Land zerſtreuen ohne 
auf, Er perſönlichen Intereſſen. ER 


Rückſicht e 0 G? 
:Döb iſt durch die Erklärungen des Miniſters 
Kertz e namentlich dadurch daß die mit den lokalen Berbälbuflen 


Verwaltungsdebörden gehört werden ſollen und wünſcht zu 
—— welchem Maße dies Amen bei den Kreistagen geſche⸗ 


hen ſoll 


Eu galoriſch zu machen, damit könne er 


? em Winterfeld erkennt in den Beſchlüſſen des Abgeordneten⸗ 


außerordentlich großes Mißtrauen gegen die Juſti 
aapaufes. cin Babe: 1849 


abe piel⸗ 
lichkeit ab⸗ 
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` uſtizminiſter fih damit einverſtanden erklärt hat, 
Me, ran V le den formellen Antrag, daß die Amtsgerichtsſitze 
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emacht werden. Diefen Anz 1 


keinesweg verſtanden. t i 
den; ein obligatoriſches Heranziehen derſelben würde jedoch die Or⸗ 


gierung nach wie vor gegen den Beſchluß des Hau 


willkürlichen Geſchäftsvert 


S  e ban u 


Mittag: Ausgabe. 


Einundachtzigſter ahrgang 


Sonnabend, 16. März 


(Erſcheint täglich dreimal.) 


durch königliche Verordnung, die Amtsgerichtsbezirke aber durch 


Geſe Sek? werden follen. 

Graf vb. d. Shulenburg-Beekendorf beantragt, daß 
bei der Regelung dieſer Frage durch die Juſtizverwaltung die Kreiz: 
tage er werden müflen. 3 

obbin findet in dem Beſchluß des Abgeordnetenhauſes eine 
Halbheit, weil dadurch, daß der Bezirk des Amtsgerichts N er iſt, 
dewöbnlich von ſelbſt der Sitz deſſelben beſtimmt ſei. Ausnahmen 
hiervon würden febr ſelten ſtattfinden. Es ſei zu bedauern, daß Herr 
Meyer dieſen Geſichtspunkt in feinem Antrage wieder aufgenommen 
habe. Entweder könne man der Regierung ein Vertrauens votum ge⸗ 
ben oder nicht, und wenn man erſteres thue, ſo könne man ihr die 
Beflimmung über die Sitze eben fo gut anvertrauen, wie über die 
Bezirke Dieſes Vertrauen könne man der Regierung dann ſchenken, 
Ga 105 die in dieſer Beziehung gut informirten Verwaltungsbehör⸗ 
en anhöre. 

Graf Brühl macht darauf aufmerkſam, daß die Abſicht, prin⸗ 
zipiell zwei Amtsrichter an einem Orte hinzuſetzen, von dem Geſichts⸗ 
punkte der Annehmlichkeit der Richter aus, mindeſtens ein zweiſchnei⸗ 
diges Schwert ſei. Dem gegenüber ſei es vortheilhaft, an den tot: 
nen Orten nur einen Amtsrichter zu haben, was zur Verkleine⸗ 
rung der Amtsgerichtsbezirke führen würde; dies würde für das 
rechtſuchende Publikum von großem Nutzen fein. Außerdem wäre es 
wünſchenswerth, bei der Organiſation die hiſtoriſchen und thatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe möglichſt berückſichtigt zu ſehen. Die Regelung 
der Sitze der Amtsgerichte durch Geſetz ſei unendlich ſchwierig und 
das Haus kaum in der Lage, die einzelnen, detaillirten Verhältniſſe 
genau zu prüfen. , 

Juſlizminiſter Leonbardt erwidert, daß die Juſtizverwal⸗ 
tung die 15 heſtehenden Verhältniſſe thunlichſt berückſichtigen, und 
daß eine Abweichung von denſelben nur aus zwingenden Gründen 
ftatthaben werde Von einem Vertrauensvotum könne nicht die Rede 
te Va man der Regierung die Feltftellung der Amtsgerichtsſitze 
anheimgebe. 

Graf von der Schulenburg⸗Beetzendorf ſpricht 
ebenfalls für den Kommiſſionsantrag, hauptſächlich aus dem Grunde, 
weil er die anderenfalls eingabende Menge von Petitionen und den 
Kampf der Kirchthurmsintereſſen fürchte. Nothwendig freilich ſei es, 
die Kreistage bei der Organiſation zu bören, Damit nicht dieſelben 
Uehelſtände eintreten, welche bei der Gerichtsorganiſation von 1849, 
in Folge der überſtürzten Aufhebung der Patrimonialgerichte entſtan⸗ 
den ſind Schließlich richtet der Redner an den Juſtizminiſter die 
mei wie viele Städte im Gamen durch die neue Organiſation ihre 
Gerichte oder Gerichtskommiſſionen verlieren werden. 


Yufttiminifter Leonpardt erwidert, daß er dieſe Frage nicht 
beantworten könne, da die desfallſigen Verhöltniſſe zur Zeit noch in 
Se, 1 e SUR ſeien; ai? wenn Die 1 zum 

uß ge önne eine eben werden. Im Uehrigen 
die Waler "a der CSC e der Kreistage 


ein Soweit es thunlich, ſollten ſie gehört wer⸗ 
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ganiſation hne jeden Grund verzögern. 

„Nach einem Schlußworte des Referenten zu Gunſten der Kom⸗ 
miſſionsvorſchläge zieht Meyer (Celle) feinen Antrag zurück, und 
die Kom miſſionsbeſchlüſſe werden, unter Ablehnung des Antrags 
Schulenburg angenommen. 

$ 22 ordnet die Vertheilung der Geſchäfte bei 
den mit mehreren Amtsrichtern beſetzten Amts⸗ 
gerichten Nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes erfolgt 
die Vertheilung durch das Präſidium des Landgerichts nach 
den vom Juſtizminiſter feſtzuſtellenden Grundſätzen; die 
Kommiſſion ſchlägt folgende Faſſung vor: die Vertheilung erfolgt 
durch den Präſidenten des Landgerichts nach den von dem 
Juſtizminiſter feſtgeſtellten Grundſätzen 1 

Hierzu beantragt v. Winterfeld die Streichung des 8 
Abſatzes: Die Giltigkeit der Handlung eines Amtsrichters wird da⸗ 
durch nicht berührt, daß die Handlung nach der Geſchäftsvertheilung 
von einem der anderen Amtsrichter vorzunehmen geweſen wäre. 

Referent Graf zur Lippe motivirt den Beſchluß der Mammi: 
Dog damit, daß das Präſidium gar nicht im Stande fei, die einſchlä⸗ 
gigen Berhältniffe fo eingehend kennen zu lernen, wie der Präſident, 
vermöge der ihm obliegenden Aufſicht, dies thun könne. Ein Eingriff 
in die Unthätigkeit der Richter ſei durch den Präſidenten nicht zu be⸗ 
fürchten; ſeit der vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung werde 
eine Art Verdacht gegen den Präsidenten und zugleich gegen die Amts⸗ 
An Soe 1 davor müſſe man ſich im Intereſſe der 

e ege ſorgfälti en. 3 

Prof, 8 e fe l er eantragt Wiederherſtellung der Beſchlüſſe des | 
lees Ve Ed welche im Geiſte der Reich kale Ante efaßt 
feien. Es ſel doch eine Garantie, wenn dieſe wichtige Amtsbefugniß | 
nicht von einem Einzelnen, fondern von Mehreren geübt werde. 
Ein Mißtrauen gegen die Präſidenten ſei darin nicht ausgeſprochen; | 
es fei vielmehr eine Erleichterung ihrer ohnehin großen Geſchäftslaſt 
damit bezweckt worden g . g 

Reg.⸗Kommiſſar Geh. Rath Schmidt erklärt, daß ſich die Re⸗ 

S es der Abge⸗ 
ordneten ausſprechen müſſe. Es liege in demſelben der Aus druck eines 
nicht zu rechtfertigenden Mißtrauens gegen die 0 908 und eine 
ben Bec vo en der bei dem Amtsgerichte vorzunehmen 

en Ge vertheilung. F d : 

v. Winterfeld weiſt darauf hin, daß die Juſtizverwaltung 
gleich bei der Beſetzung der Präſtdentenſtellen auf die n 
küchtigkeit des Anzuſtellenden Rückſicht nebmen müſſe. Damit ſeien 
ſchon die vom Profeſſor Beſeler gewünſchten Garantien gegeben. 

v. Bernuth ſpricht Dë für den Antrag Beſeler aus. 12 
Reg.⸗Kommiſſar Geb. Rath Schmidt hält es für zweckmäßig, 
über das Alinea 2 erſt bei $ 30 zu entſcheiden. Gegen den Antrag 
Winterfeld ſpricht ſich bi aus. Die Beſtimmung ſoll nicht einer 

eilung Thür und Thor öffnen, deren Innehal⸗ 
tung im Aufſichtswege garantirt werde ſondern nur im Intereſſe des 
Publikums den Satz unzweifelhaft hinſtellen, daß ein gerichtlich auf⸗ 
genommener Akt nicht um deswillen nichtig ſei, weil ein Richter ihn 
aufgenommen habe, in deſſen Geſchäftskreis derſelbe nicht falle. 

$ 22 wird nach den Kommiſſionsvorſchlägen angenommen. 

26 bebt nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes den 
Na Gerichtsſtand auf und ſetzt an deſſen Stelle die Amts⸗ 
gerichte. f . 

„Die Kommiſſion will die Regierungsvorlage wieder herſtellen, 
welche den privilegirten Gerichtsſtand der Standesherren in Sachen 
der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit unberührt d 

Prof. Beſeler beantragt, den $ 26 in folgender KE eichs⸗ 
nehmen: „Der den Häuptern und Mitgliedern der früher reichs⸗ 
ſtändiſchen Familien eingeräumte Gerichtsſtand in Angelegenheiten 
der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit wird durch die vorſtehenden Ze: 
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das Privatfürſtenrecht ein, und man könne auch 


amt anzuſtellen. Dieſelben ſind verpflichtet zur Annahme eines ſolchen 
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ſtimmungen ($ 25) nicht berührt“. Die Angelegenheit greife tief in ? 
r f dem tüchtig ſten 
Amtsrichter nicht zutrauen, daß er dieſe ſo entfernt liegende und 
1 Rechtsmaterie genügend beherrſche. Im Uebrigen ſei das 
mendement nur eine präsifere Faſſung des Kommiſſionsvorſchlages. 
. Generalſtaatsanwalt We ver ſieht in dem privilegirten Ge⸗ 
richtsſtand mehr ein privilegium odiosum als ein Ehrenrechl. Er 
merkt, daß es in dem Intereſſe der Standes herren felbft liege, wenn 
fie den ordentlichen Gerichten erſter Inſtanz auch in Angelegenheiten 
der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit unterworfen würden, und daß es 
nach Aufhebung des privilegirten Gerichtsſtandes in Sachen der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit durch die Reichs⸗Geſetzgebung in der 
Konſeguem läge, auch in der Landes: Geſetzgebung den beſonderen 
een in den Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit auf⸗ 

Der Antrag Beſeler wird hierauf angenommen. 

3.30 beſtimmt die Aufhebung der Grundbuchämter und daß, wenn 
ein Amtsgericht mit mehreren Richtern oder Gerichtsſchreibern beſetzt 
iſt, als Zeitpunkt des Eingangs eines Geſuches um Eintragung im 
Grundbuche Gesc e Zeitpunkt gelten fol, in welchem das Geſuch 
dem mit den Geſchäften des Grundbuchrichters oder Grundbuchführers 
hinſichtlich des betreffenden Grundſtücks beauftragten Richter oder 
Gerichtsſchreiber vorgelegt wird. 

Die Kommiſſion hat die Faſſung beſchloſſen: „im Amts⸗ 
lokal vorgelegt wird,“ 

v. Winterfeld beantragt dem 5 30 folgende Faſſung zu 
geben: In Bezug auf die Bildung der Grundbuchämter bewendet es 
bei den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften mit der Maßgabe, daß 
1. den Amtsgerichten auch die früher den Kreisgerichten vorbehaltenen 
Grundſtücke überwieſen werden; 2. bei den mit mehreren Amts⸗ 
richtern beſetzten Amtsgerichten nach Anordnung des Juſtizminiſters 
en weder ein Amtsrichter zum Vorſtande des Grundbuchamtes für 
den ganzen Amtsgerichts⸗Bezirk beſtellt wird, oder mehrere Grund» 
buchümter für chte ders abzugrenzende Bezirke gebildet wer⸗ 
den; 3. die Geſchäfte der aufgehobenen Grundbuchämter in Neu⸗ 
Vorpommern und Rügen auf die betreffenden Amtsgerichte über⸗ 
wo en feld bedenk N 

EN interfe zeigt, wie bedenklich die ganze Neuerung 
ſei. Die Grundbuchämter nach dem Geſetze vom 5. Mai 1872 feier 
age der belegenen Sache mit ausſchließlicher Gerichtsbar⸗ 
keit. ie beſondere Beſchaffenbeit dieſes Geſetzes habe auch beſon⸗ 
dere Behörden zu deſſen Ausführung ſchaffen müſſen. Die neue Or⸗ 
ganiſation zwinge in keiner Weiſe dazu, dieſe Behörden wieder wi 
zubeben, und es würde nur zu Verwirrungen führen, wenn nach fo 
kurzer Zeit wieder eine anders benannte und organiſtrte Behörde die 
Schulddokumente audfertigte. * 

Reg.⸗Kommiſſar Geh Rath Sch AN tritt dem entgegen und 
D a Cer dieſe Beſtimmungen der Grund über die 

ildung befonderer Grundbuchämter lediglich mit Rückſicht auf die 
beſtandene kollegialiſche Gexrichtsverfaſſung getroffen ſeien. Mit Eins 
führung der Amtsgerichte ſei ein Bedürfniß zur Bildung beſonderer 
Grundbuchämter nicht mehr vorhanden Der Antrag v. Winterfeld 
durchbreche das einheitliche Syſtem in der Organiſakion der Amts⸗ 
gerichte und ſei zugleich für die Intereſſen des Publikums gefährlich. 
Denn in der Konſeguenz des Antrages liege es, daß die Handlung 
des Richters ungültig ſei, wenn derſelbe nicht oder nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig zum Grundbuchrichter beſtellt worden ſei. Eine derartige Vor⸗ 
ſchrift gehe zu dem ſelbſt über das beſtebende Recht binaus. 

Graf zur Lippe, v. Knebel Döheritz und Dr. Dern⸗ 
burg ſprechen ſich für den Antrag Winterfeld aus: letzterer beſon⸗ 
ders aus dem Grunde, weil zwiſchen dem Amtsrichter und dem Grund» 
buchrichter ein weſentlicher begrifflicher Unterſchied ſei. 8 

Schumann tritt gagegen für die Kommiſſionsanträge ein. 

Der Antrag Winterfeld wird mit 33 gegen 31 Stimmen abge⸗ 
lehnt und 8 30 nach den Kommiſſionsanträgen angenommen. 

Die 8s 31 bis 48 werden ohne Debatte mit leichten redaktionel⸗ 
len Aenderungen nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes ange⸗ 
nommen. 

Der 8 48a der Kommiſſtonsbeſchlüſſe ſtellt die im Abgeordneten⸗ 
bauſe geſtrichene Beſtimmung wieder her, wonach das Oberlandes⸗ 
gericht als oberfte Inſtanz in Landesſtrafſachen bingeitellt wird. 

Referent Graf zur Lippe bezeichnet dieſe Beſtimmung als im 
Intereſſe der Rechtseinheit nothwendig. 

Baron Landsberg wendet ſich gegen den Kommiffionsantra 
und empfiehlt die Streichung des $ 48a, weil durch 17 
Oberlandesgericht Berlin zu einem Ausnahmegerichtshof gemacht 
würde, und keine Veranlaſſung vorläge, einen ſolchen zu ſchaffen. mg 
Wahrung der Rechtseinbeit fei die Kompetengerweiterung des Ober⸗ 
landesgerichts Berlin burchaus nicht erforderlich; andererſeits würden 
die übrigen Oberlandesgerichte dadurch im Anſehen herabgedrückt. 

Der Paragraph wird angenommen. 

$ 60 der Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes, welcher lautet: Be⸗ a 
amte der Stagtsanwaltſchaft, welche im Intereſſe des Dienſtes durch d 
königliche Verfügung einſtweilig in Ruheſtand verſetzt werden, find d 
auf ihr Verlangen in einem ihrem Dienſtalter entſprechenden Richter⸗ 


Richteramts innerhalb desjenigen Oberlandes⸗Gerichtsbezirks in 
welchem ſie zuletzt beſchäftigt waren, ſoll nach dem Kommiſſionsantrage 
geſtrichen werden. 

Referent Graf zur Lippe motivirt dieſen Beſchluß damit, daß 
die Beſtimmung gegen die Dienſtpragmatik überbaupt verſtoße. Einem 
im Intereſſe des Dienſtes einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten 
Staatsanwalt könne man unmöglich ein Recht auf ſofortige Wieder⸗ 
anſtellung als Richter geben. 

8.60 wird geſtrichen. j 

$ 62 handelt von Ernennung des Amtsanwalts; ein Gerichts⸗ 
aſſeſſor kann nur Amtsanwalt werden, wenn er nicht mit richterlichen 
Geſchäften betraut iſt. Die Ernennung erfolgt durch den Oberſtaats⸗ 
anwalt nach Anbörung des Regierungspräſidenten. 

Nach dem Antrage der Kommiſſion beſchließt das Haus, daß ein 
Aſſeſſor nur dann nicht Amtsanwalt werden darf, wenn ex mit rich⸗ 
terlichen Geſchäften in Strafſachen betraut iſt Die Ernennung 
ak 0 den Regierungspräſidenten nach Anhörung des Ober⸗ 

alts. 

Den $ 64, welcher die Koſten der Amtsanwaltſchaft 
re 5 elt, will die dee in einer redaktionell anderen Faſſung 
nach dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes annehmen. 5 

Reg.⸗Komm. Geh Rath Schmidt tritt dem aus finanziellen 
Gründen entgegen, während Goh bin davor warnt, die Kommunen 
mit immer größeren Laſten zu beſchweren. , 

Der 8 64 wird nach dem Antrage der Kommiſſion ange» 
nommen. t 

Die 55 65 75 werden ohne Debatte in Uebereinſtimmung mit 
den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes angenommen. 


* Mea? n 


um 4 ur scht das Haus die Fortſetzung der Debatte bis 
x: 


Sonnabend, 1 


Abgeordnetenhaus. 
66. Sitzung. 


Berlin, 15. März. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Achenbach, Falk 
und mehrere Kommiſſarien. 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des ＋ 
wurfs, betreffend die Ferkigſtellung der Berliner Stadt⸗ 
eiſenbahn für Staats rechnung. 3 

Abg. Kieſchke empfiehlt die Ueberweiſung der Vorlage an die 
Budgetkommiſſion, damit eine Klärung der Sache herbeigeführt 
werde. Wenn jetzt eine bedeutende Mehrausgabe verlangt werde, die 
weit über das hinausgehe, was man früher gefordert, ſo müſſe man 
hierbei zunächſt unſere nicht beſonders glänzende Finanzlage berückſich⸗ 
tigen. Die der Vorlage beigefügte Denkſchrift geſtehe offen ein, daß 
die pofitiven Angaben der Vorlage von 1875 durch die ſpäteren Er⸗ 
mittelungen zum Theil hinfällig geworden ſeien; es ſei doch ein CH 
derbares Verfahren, zuerſt pofitive Angaben zu machen, die ſich ſpä⸗ 
ter weſentlich modiftziren. Das beweiſe nur, daß man ganz ober⸗ 
2 in die Sache hineingegriffen. Jedenfalls ftehe die Denkſchrift 

offenem Wiverſpruch mit der dem Haufe vorliegenden Petition der 
deutihen Eiſenbahn⸗Baugeſellſchaft, die ſich zu einer wahren Anklage⸗ 
ſchrift geſtalte und welche die Kommiſſion eingehend werde zu er: 
ürtern haben. Es liege eine Zwangslage vor, die es geboten erſchei⸗ 
nen laſſe, die Vorlage anzunehmen; denn thue man das nicht, ſo 
werde man eine Menge Intereſſen ſchädigen und die Sache ſpäter in 
einem andern Stadium doch wieder aufnehmen müſſen. Jedenfalls 
ſei es aber nothwendig, daß das Haus ſich in eine Reſolution ber 
das Verfahren der Regierung in dieſer Sache ausſpreche, entweder 
billigend oder mißbilligend. Er ſei für das letztere (Beifall links.) 

g. v. Benda empſiehlt ebenfalls Kommiſſions⸗Berathung und 
verſpricht als Vorſitzender der Budgetkommiſſion ſchleunige Bericht⸗ 
erſtattung. Die Vorlage ſei nach entſprechender Prüfung anzunehmen 
und weil ſie den gegenwärtigen, völlig unhaltbaren Zuſtand beſeitige 
und die Möglichkeit gewätzre, nunmehr mit Energie das begonnene 
or zu vollenden, und fo ſchweren finanziellen Verluſten vorzu⸗ 
eugen. 

Abg. Berger erneuert zunächſt ſeine von ihm und dem Abg. 
Richter (Hagen) wiederholt geſtellte Frage wegen des Standes des 
Reichseiſenbahn⸗Projekts. Bis jetzt ſei von der Regierung eine klare, 
befriedigende Auskunft nicht ertheilt worden; Klarheit in der Sache 
ſei aber nothwendig, weil die andauernde Ungewißheit ſchädigend auf 
unfere induſtriellen Verhältniſſe wirke. Die Gelegenheit zur Grün⸗ 
dung der Stadtbahn ſei jetzt, wo noch eine oberirdiſche Eifenbabn 
möglich ſei, durchaus günſtig. Später, wenn ſich die Einwohnerzahl 
Berlins vermehrt habe, werde man auf größere Schwierigkeiten 
ſtoßen. Man müſſe in den ſauren Apfel beißen, denn einmal werde 
durch die Annahme der Vorlage dem ſchlimmſten Wechſelbalg, der 
jemals auf dem Gebiete der Aktiengeſellſchaften erzeugt worden, den 
Garaus gemacht, und dann werde die unzweifelhafte Prosperität des 
— Cem bald die unangenehme Entſtehungsgeſchichte vergeſſen 
machen. S 5 

Abg. v. Minnigerode weiſt darauf hin, daß die Schäden 
der Vorlage aus einer Zeit ſtammen, wo eine Art von Miasma die 
Welt durchzog und man könne deshalb die Regierung allein dafür 
nicht verantwortlich machen. Gegenwärtig ſtehe man vor einem 
fait accompli und es bleibe nichts übrig, als mit der Sache el — 
räumen. Prinzipiell ſei er mit der Vorlage einverſtanden, doch ſei eine 
gründliche Kommiſſionsberathung durchaus nothwendig, namentlich 
nach der Richtung, ob ſpäter noch mehr finanzielle Opfer verlangt 
werden könnten als die a Vorlage fordere. 8 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Der erſte Redner hat die 
Beſchuldigung erhoben, daß das Stadteiſenbahnprojekt im Sabre 1874 
ausgearbeitet worden ſei, während die Grundlagen noch völlig in 
der Luft ſchwebten. Das iſt unrichtig, denn das damalige Projekt iii 
von vertrauenswürdigen Sachverſtändigen geprüft worden. Aller⸗ 
dings bat das Projekt weſentliche Abänderungen erfahren, aber das 
kam daher, daß daſſelbe nach den beſtehenden Geſetzen erſt der lan⸗ 
despolizeilichen Prüfung unterworfen und bei der Expropriation die 
Richtung der Linien verändert werden mußte. Es handelt ſich hier 
a nicht um eine gewöhnliche Eiſenbahnanlage, die über ein Ackerfeld 

übrt, ſondern um ein höchſt fomplizirtes Unternehmen. Ich kann 
auch nicht anerkennen, daß in dieſen Veränderungen der Linie 
für jeden Theilbaber die Befugniß gelegen habe. Von der 
Geſellſchaft zurückzutreten, da jeder Geſellſchafter wiſſen mußte, 
daß nach den geſetzlichen Beſtimmungen Modiſikationen eintreten 
konnten. Es handelt ſich hier um ein Unikum, um das erſte 

rojeft dieſer Art in unſerem Staate, und da iſt es ſelbſtver⸗ 

ändlich, daß die Neuheit der Verhältniſſe manche Umzuträglichkeit 
mit ſich führt. Was die Petition der deutſchen Eiſenbahnbaugeſell⸗ 
ſchaft betrifft, ſo kann ich die in derſelben angeführten Thatſachen 
nicht als richtig anerkennen, und die Regierung wird in der Kom⸗ 
miſſion in den meiſten Punkten das Gegentheil aktenmäßig nach⸗ 
weiſen Wir haben es hier mit einem Unternehmen zu thun, das für 
die künftige Proſperität der Landesbauptſtadt und des ganzen Landes 
von ſehr großer Wichtigkeit iſt, und kemmende Generationen werden 
diejenigen preiſen, welche es ins Leben gerufen haben. Einmal laſſen 
die . Berlins das Projekt als nothwendig erſcheinen, und 
andererſeits bedingt die Vergrößerung unſeres Staatsbahnnetzes die 
Nothwendigkeit einer derartigen Verbindung. Dazu kommt, daß der 
gegenwärtige Zeitpunkt in finanzieller Selten tem Unternehmen 
günſtig iſt; ſpäter würde man gewiß das Drei⸗ oder Vierfache der 
jetzigen Mittel aufwenden müſſen. deg Se erſcheint die heu⸗ 
tige Mehrforderung durchaus nicht fo beträchtlich, als man fie hin⸗ 
geſtellt hat. Schließlich bemerke ich auf die Anfrage des Abgeordne⸗ 
ten Berger, daß in den betheiligten Reſſorts augenblicklich über die 
Ausarbeitung und Vorlage eines Reichseiſenbahngeſetzes Berhandlun⸗ 

en ſchweben und daß es nicht unmbalich iſt, daß in nicht zu ferner 
Zeit ein diesbezüglicher preußiſcher Antrag an den Bundesrath ge- 
langt. Eigentliche Berathungen dieſes Gegenſtandes haben bisher im 
zn iſchen Staatsminiſterium nicht ſtattgefunden. Deyglich des 

eichseifenbahnprojekts haben bisher Verhandlungen nur in den Be: 
‚tbeiligten Reſſorts ftattfinden können, weil die Baſis, um hier vor⸗ 
wärts zu gehen, ganz außerordentlich ſchwierige Ermittelungen und 
Feſtſtellungen erforderte. Wie übrigens das Projekt zur Ausführung 
gelangen ſoll, entzieht ſich augenblicklich meiner Beurtheilung. Ich 
kann dem Abg. Berger gegenlüber nicht anerkennen, daß gerade das 
Schweben diejed Projekts einen ſtörenden Einfluß auf die Lage der 
Induſtrie ausübe. Ich theile aber den Wunſch, daß dieſe Angelegen⸗ 
beit fo bald als möglich zu einem friedlichen Abſchluß nach der einen 
oder anderen Seite gelangen möge. Ich empfehle die Annahme der 
Vorlage, nachdem ſie in der Vorlage gründlich geprüft . IS, 

Die Debatte wird hiermit geichloffen und die Vorlage an die 
Budgetkommiſſion verwieſen. 5 5 

Es folgt die zweite N des Geſetzentwurfs, betreffend die 
evangeliſche Kirchenverfaſſung in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein und in dem Amtsbezirke des 
Santa ung zu Wiesbaden. In der Debatte über 8 1 
erklärt ſich Abg. Brüel gegen die Vorlage, die gegen den Willen 
der Kirche in Schleswig⸗Holſtein zu Stande gekommen ſei; von dem 
Entwurfe der Gemeinde- und Synodalordnung, welche die außeror⸗ 
dentliche Synodein Schleswig⸗Holſtein 1871 ausgearbeitet habe, weiche 
die vorliegende bedeutend E beſonders ſei das Widerſpruchsrecht der 
Gemeinden eingeführt worden. Dem Staate ſeien zuweitgebende 
Befugniſſe eingeräumt worden. Die Ausdehnung der Synodalord⸗ 
nung auf alle evangeliſchen Gemeinden des Amtsbenrkes Wiesbaden, 
ohne Rückſicht, ob dieſelben unirt oder lutheriſch oder reformirt ſeien, 
ſei völlig umuläſſig. 2 e 

Abg. Schumann: Die wenigen Veränderungen, welche die 
Kommiffion vorgenommen hat, jeigen wohl, daß das Recht des Staa⸗ 
tes und der Kirchenprovinzen gei gewahrt fein wird. Ein Schier 
fei es, daß man 1866 die kirchlichen Verhältniſſe der neuen Provinzen 


. 


nicht mit denen der alten Provinzen in Uebereinſtimmung gebracht 
babe. Trotzdem und vielleicht gerade deswegen hätte es in den neuen 
Landestheilen viele renitente Pfarrer und Gemeinden gegeben. Wel⸗ 
ches Ziel verfolge die Regierung? Sollen die Zuſtände für alle Zei⸗ 
ten ei es werden? Es giebt viele Männer, die eine Vereinigung 
aller Kirchengemeinden des ganzen preußiſchen Staates wünſchen. 
Wenn trotzdem ein ſolches Stück Sonderrecht zugeſtanden werde, ſo 
offe man, daß dies ein weiterer Schritt zur Herſtellung einer ein⸗ 
eitlichen evangeliſchen Landeskirche ſei, die auf dem Boden des Ge⸗ 
meinderechtes ſich entwickeln und in weitherzigem Geiſte und ſchonen⸗ 
der Weiſe alle Glieder umfaſſen ſoll. (Beifall.) 4 
Abg. Virchow glaubt, daß die Männer, welche mit dem Vor» 
redner gleichen Sinnes find, ſich in ihren Hoffnungen täuſchen wer 
den. Vielleicht ſei es nicht einmal der Sinn des Proteſtantismus, zu 
einer ſolchen Einheitlichkeit zu gelangen. Wenn man eine Landes⸗ 
kirche ſchaffen wolle, ſo ſei es doch ein verkehrter Weg, erſt Pro⸗ 
vinzialkirchen zu ſchaffen Man hätte doch warten ſollen, was die 
Synoden zu Tage fördern, denn die Synoden ſeien der Platz, auf 
dem die Differenzen zwiſchen Orthodoxie und Haereſie zur Erſchei⸗ 
nung kämen; da hätte es ſich denn eniſchieden, ob die Herren von der 
ſtrikten Robe das Uebergewicht behalten dätten. Was die Organi⸗ 
ſation angehe, ſo ſei man von Seiten der Kirche immer beſtrebt, 
dieſe Angelegenheit als dogmatiſch zu betrachten, trotzdem davon bei 
der evangeliſchen Kirche gar keine Rede ſein könne, wie dies bei den 
Katholiken wohl der Fall ſein könne. Auch der Proteſtantenverein 
ſtrebe nach einer freientwickelten Kirche; der Landtag ſoll nichts bo: 
mit D un haben; nach dieſen Ideen folle die evangeliſche Kirche 
ebenſo geſtaltet werden, wie die katholiſche, vorläufig obne Papſt. Die 
kirchliche Organiſation in Schleswig⸗Holſtein ſei ſtets Sache der 
Geſetzgebung geweſen und es ſei zweifelhaft, ob der Landesherr das 
Kirchenregiment dort in derſelben Weiſe ausübe, wie in den alten 
Provinzen. Redner tadelt, daß das Wahlrecht der Gemeinde ſo er⸗ 
heblich beſchränkt ſei; es müſſe genau ausgeſprochen fein, in welchen 
Fällen eine Pfarrerwahl nicht beſtätigt wird. Wenn in dem Hoß⸗ 
ach'ſchen Falle die Entſcheidung dahin gegangen ſei, daß derſelbe 
nicht beſtätigt, fo könne er das nicht verfiehen. Denn wenn in einem 
Paragraphen ausdrücklich ſtehe, die Beſtätigung könne u nr aus den 
vier angeführzen Gründen verſagt werden, ſo gehört doch ein etwas 
ſtaxkes ſuriſtiſches Interpretationsvermögen dazu, noch nachzuweiſen, 
daß anderswo noch Gründe ſtehen. Wenn, wie dies in dieſem Geſetze 
geſchete, der Kultusminiſter in allen Fällen für Schleswig Holſtein 
und Naſſau die zweite Inſtauz ſei, ſo ſchaffe das keine freie Kirche; es 
ſei aber ein Korrektiv gegen die Herrſchaft der Provinzialkirchen, das 
ſo lange beftehen müſſe, als man Provinzialkirchen ſchaffe; deren 
Herrſchaft ſei gefährlich für die Kirche, wie die Vorgänge in 
Kiel beweiſen, wo man gegen den Paſtor Dickmann, der in einer 
wiſſenſchaftlichen Abhandlung — nicht auf der Kanzel — Über die 
Wunder eine heterodorxe Meinung ausgeſprochen bat, disziplinariſch 
vorgegangen iſt; und dabei ſprach er nicht einmal don der wunderba⸗ 
ren Entſtehung des Chriſtenthums, ſondern nur von den andern 
Wundern, die man als Sekundärwunder bezeichnen könnte. Dieſes 
Konſiſtorium in Kiel würde kein Bedenken tragen, den Pfarrer Hoß⸗ 
bach nicht nur nicht zu beſtätigen, ſondern es würde ihn ſogar noch 


beim Kragen kriegen, wegen feiner Lehre befragen und abſetzen. Ob 
man mit einem ſolchen Konſiſtorium kirchlichen Frieden ſchafft, möchte 


ich bezweifeln. Man muß dec halb vorſichtig in der Abgrenzung der 
Befugniſſe der Konſiſtorien ſein. , 
Kultusminifter Talk: Das vorliegende Gefeg iſt in durchaus 
richtiger kirchlicher Form zu Stande gekommen, unter Zuſtimmung 
der kirchlichen Organe; eine Beſchränkung des landesherrlichen Kir⸗ 
chenregiments, wie fie der Abg. Virchow vermuthet, beſteht in keiner 
Weiſe. Nur die Männer der äußerſten Oppofition haben ſich gegen 
die Kirchenverfaſſung ausgeſprochen, aber der Provinziallandtang, in 
dem Männer der kirchlichſten Geſinnung ſitzen, hat ſich mit derſelben 
einverftanden erklärt. Auch das Konſiſtorium iſt dafür eingetreten 
und hat mich gebeten, das Zuſtandekommen des Geſetzes möglichſt zu 
beſchleunigen. Wenn der Abg. Virchow wieder auf das von ihm Gre 
tretene Gemeindeprinzip hingewieſen hat, 10 kann ich nur bemerken, 


es iſt mein Ideal, nicht blos eine preußiſche, ſondern eine deutſche 
evangeliſche Kirche entſtehen zu ebe: aber ich glaube, daß 
man einen Zwang ausüben darf; dieſe Einigung muß ber 


vorgehen aus der freien Initiative der kirchlichen Körper, die 
man nur anregen, nicht zwingen darf, wenn nicht dieſelben Vor⸗ 
gänge ſich wiederholen ſollen, die bei Schaffung der Union 
ereigneten. In Naſſar hat man den Gedanken des Anſchluſ⸗ 
ſes an die alten acht Provinzen ſchon vielfach ventilirt. Ueber 
den Hoßbach'ſchen Fall habe ich früher geſchwiegen, und dieſen 
Standpunkt mit einer gewiſſen Härte AE weil ich der 1 
bin, daß ich bei Dingen, die die kirchlichen Behörden innerhalb ihrer 
Kompetenz vollziehen, nichts zu ſagen habe. Nunmehr iſt der Hoß⸗ 
bachſche Fall zur Entſcheidung gelangt. Wenn ich heute über den⸗ 
elben etwas vortragen wollte, jo würde ich mir ungetreu werden 

ber glücklicherweiſe bin ich in der Lage, ohne Kritik zu üben, meine 
Meinung vorzutragen. In dieſem Geſetze liegt eine ganz andere Be⸗ 
ſtimmung vor, als in der Synodalordnung für die alten Provinzen. 
Der erſte weſentliche Unterſchied iſt der, daß die Synodalordnung 
von 1874 ein zwiefaches Verfahren kennt: ein Einſpruchs⸗ und ein 
Beſtätigungs verfahren. Die Beſonderheit ift jo ſcharf, daß für jedes 
Verfahren beſondere Inſtanzen heſtehen; inſofern es ſich nämlich um 
Gaben und Wandel handelt, iſt der Kreisſpnodalvorſtand die erte, 
das Konſiſtorium die zweite Inſtanz; in Bezug auf den Einſpruch 
wegen der Lehre find erſte und zweite Inſtanz dieſelben, wie beim 
Beſtätigunggverfahren Hier in dem vorliegenden Geſetze iſt aber 
nur ein Verfahren angeordnet. Man darf aber dabei nicht ver⸗ 
geſſen, daß in Naſſau kein allgemeines Landrecht beſteht. Perſönlich 
möchte ich noch den Abg. Virchow bitten, doch ſolche Ausdrücke die 
das religtöfe Gefühl verletzen könnten, nicht zu gebrauchen: Der Aus⸗ 
druck „Sekundärwunder“ ſei ein ſolcher. 

Abg. Dr. Wachs bittet das Haus, die Vorlage anzunehmen, da 
dieſelbe in der Provinz Schleswig Holſtein freudige Zuſtimmung 
gefunden babe; fle enthalte noch manche Mängel, ſei aber entſchieden 
ein Weg zur Beſſerung. Das Recht des summus episcopus beſtehe 
vollſtändig zu Recht, und die Zweifel des Abg. Virchow ſeien des⸗ 
halb unbegründet. Die Vorſchrift, daß der Kultusm miſter die 
höchſte Inſtanz ſei bürge dafür, daß die Einheitlichkeit aufrecht er: 
halten werde. K 

Abg. Reincke erblickt in der Vorlage nur eine Konzeſſion an 
den Radikalismus und an das abſolute Staatskirchenthum und kann 
deshalb für dieſelbe nicht ſtimmen. Eine Erneuerung des kirchlichen 
Lebens werde man von ihr GE erwarten, da ſie die Freiheit 
der Kirche in ſpaniſche Stiefel ſchnürt. Namentlich ſei das Wahl⸗ 
aeje zu verwerfen, welches ſogar der Sozialdemokratie den Weg zu 
den kirchlichen Organen ebene. 5 A R 

Abg. Roedrig fiebt in dem Geſetz einen Schritt der Vereini⸗ 
gung der neuen Provinzen mit den alten und hofft, daß daſſelbe 
innerhalb der Kirche eine poſitivere Richtung zur Geltung bringen 
werde; man werde noch von dem Standpunkte der Laienbetheiligung 
zu 2, zurückkommen, wenn Dé die Dinge in Berlin erſt einmal ent⸗ 


wickelt hätten. ` 

Abg. Dr. Hänel bezeichnet die Vorlage als ein trühes Gemiſch 
von Überalen Sugefländniffen und büreaukratiſcher Herrſchaft. Die 
Synode babe an der Verwaltung nur ſcheinbar Antheil, in Wirk⸗ 
lichkeit beſitze das Konſiſtorium die Verfügung über die ganze Ver⸗ 
waltung. Indem man aber der Synode an der Verwaltung feinen 
Antheil gewähre, und ihr nur einige verſchwommene geſetzgeberiſche 
Befugniſſe übertrage, verletze man das ſonſt bei uns geltende Prinzip 
der Selbstverwaltung. Auffallend müſſe es auch erſcheinen, daß der 
Entwurf im Vergleich mit der Synodalordnung für die alten Pro⸗ 
vinzen weſentliche 9 aufweiſe, namentlich 5 der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Generalſynoden. In Schleswig⸗Holſtein ſei das 
Recht der Gemeinden, ihre Pfarrer ſelbſt zu wählen, niemals be⸗ 
ſtritten worden und habe auch das Patronat niemals den Einfluß 
ausgeübt, wie in den alten Provinzen. In der jetzigen Faſſung könne 
er die Vorlage nicht alzeptiren. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 


Berſönlich bemerkt Abg. Virchow, daß er mit dem Ausdrucke Je ` 
kundüre Wunder“ keinen verletzenden Nebenbegriff verbunden babe 
und auch wenigſtens bei den im gewöhnlichen Sinne Gläubigen nicht 
habe verletzen können, da es ja fundamentale Wunder und ſolche min⸗ 
derer Ordnung gebe, an die nicht zu glauben auf den Beſtand der be⸗ 
treffenden Kirche keinen Einfluß habe. 

Referent Abg. Richter (Sangerhauſen) bemerkt dem Abg. 
Reincke, daß die neue Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung einem 
Eindringen der Sozialdemokratie in die Kirche keinen Vorſchub leiſte, 
denn der 8 10 ſchreibe ausdrücklich vor: Wählbar find die wahlberech⸗ 
tigten Mitglieder der Gemeinde, welche über 30 Jahre alt und ſitt⸗ 
lich unbeſcholten find, auch nicht durch Fernhaltung von dem 
öffentlichen Gottesdienſte und dem heiligen Abendmahle 
die Bethätigung ihrer kirchlichen Gemeinſchaft in anhal⸗ 
tender Weiſe unterlaſſen haben. Die Klagen des Abg. Hänel 
über die Macht und den Einfluß der Konſiſtorien ſeien wobl berech⸗ 
tigt, aber die Oberentſcheidung des Kultrsminiſters bilde dafür ein 
wirkſames Korrektiv. Daß die evangeliſche Kirche ſich täuſche in ihren 
Hoffnungen, daß die Synodalordnung einigend wirken werde, könne 
er (Redner) nicht zugeben; denn man habe eben noch gar keine Erfah⸗ 
rungen gemacht. Referent bittet um Annahme des Geſetzes. 

Vom Abg. Schumann liegt ein Antrag vor, über das ganze 
Geſetz ohne weitere Diskuffion en bloc abzuſtimmen. — Abg Brüel 
bat zwar den Wunſch, in Bezug auf die Synodalordnung für Naſſau 
noch Einige 3 zu ſprechen; in der Hoffnung aber, daß ihm dies bei der 
dritten Lefung möglich fein werde, will er gegen die Zuläſſigkeit des 
Antrages Schumann keinen Widerſpruch erheben. — Abg. Virchow 
erhebt dieſen Widerſpruch; in Folge deſſen werden die einzelnen Pa⸗ 
ragraphen aufgerufen und ſämmtlich obne Debatte angenommen 

d uß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr. (Forſt⸗ 
diebſtahl und Synodalordnungen für Schleswig⸗Holſtein und Naſſau 
in dritter Leſung.) 
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Brief⸗ und Zeitungsberichte. 


69 Berlin, 15. März. Die Agitation der Shugzöllner | 
im Reichstage — „wirthſchaftliche freie Vereinigung“ iſt ihr 
Schmeichelname, den ſie ſich ſelbſt beigelegt haben — iſt eine außer⸗ 
ordentlich ruhrige und auch nicht ganz erfolgloſe. Die Zahl ihrer 
unbedingten Anhänger im Reichstage hat zwar nicht zugenommen, 
aber fie hahen durch Konipromiffe ſich doch eine weitere Anhänger⸗ 
ſchaft gewonnen. Seitdem der Zentralverband der deutſchen Indu⸗ 
ſtriellen die langgeſuchte Fühlung mit den Agrariery gewonnen, dür⸗ 
fen auch die Schutzzöllner des Reichstages auf die Stimmen eines 
Theiles der Konſervativen rechnen. Letzteren würde es ſehr mitt m⸗ 
men ſein, bildeten die Korn⸗ und Viehzölle das Kompenſationsobjekt 
bei dem Abſchluſſe des Handels vertrages mit Oeſterreich. Dieſer 
Preis wäre auch den Schutzzöllnern Recht, wenn ſie damit den auto⸗ 
nomen Tarif erlangen und den Konventionaltarif beſeitigen könnten 
Die Schutzzöllner werden dieſe Frage im Reichstage zur Beſprechung 
bringen. Man darf ſich nicht verhehlen, daß es vorwiegend von der 
mehr oder minder geſchickten Faſſung des Antrages abhängt, den die 
Schutzzöllner ſicherlich einbringen werden, ob derſelbe eine Majorität 
findet. Sicher iſt, daß ſelbſt die geringſte Majorität für einen ſol⸗ 
chen Antrag ausreichen würde, um in den Regierungskreiſen den 
Ausſchlag für eine Aenderung der bisherigen Zollpolitik zu geben. 
Die erwähnte Abänderung der Korn⸗ und Viehzölle iſt übrigens auch 
dazu angethan, die Stimmen von Abgeordneten aus den öſtlichen 
preußiſchen Provinzen zu gewinnen, weil dieſe Zolländerung ihre 
Spitze ebenſoſehr gegen Rußland wie gegen Oeſterreich kehrt. La 

— Der Bundesrath bielt am Donnerſtag im Reichskanzler⸗ 
amt eine Plenarſitzung unter dem Vorſitz des Staatsminiſter Hof⸗ 
mann. Verſchiedene Mittheilungen des Präſidenten des Reichstags Lk Kë 
wurden entgegen genommen, beziehungsweiſe den Ausſchüſſen über — 
wieſen. Das Stellvertretungsgeſetz wird unverweilt dem Kaiſer zur 
Vollziehung vorgelegt werden. Die Vorlagen, Beiceffend die Rinder⸗ 
peſt in Deutſchland in den Jahren 1872—1877 u. ſ. w.; die allgemeine 
Rechnung über den Reichshaushalt für 1874 und den weiteren Ver⸗ 
lauf und Erfolg der Ausgrabungen auf dem Boden des alten Olympia 
gingen an die Ausſchüſſe. Es folgte die Neuwahl von Mitgliedern 
der Reichsſchuldenkommiſſion. Ein Antrag, betreffend die Dechar⸗ 
girung der Rechnung der Kaſſe des Rechnungshofes für 1876/77 wurde 
genehmigt und mündliche Berichte wurden erſtattet über den Entwurf | 


— 


eines Geſetzes betreffend den Bau von Eiſenbahnen in Lothringen; 
über die Vorlage betreffend die Prüfung der Thierärzte und über die 
Vorlage betreffend den Entwurf eines Geſetzes wegen der Beglaubi⸗ 
gung öffentlicher Urkunden. — Die vereinigten Bundesrathsausſchüſſe 
für Juſtizweſen und für Handel und Verkehr haben, wie gemeldet 
wird, zu dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden 

folgenden Antrag geſtellt: 
Der Bundesrath wolle dem Geſetzentwurfe mit 3 4 
en: 
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ung erkannt werden. 28 in den Fällen der SS 11, 12 
[gung oder 1 einer beſtimmten Perſon ni 
Im auf die fasten ſelbſtſtändig erkannt werden. — Der 
A 2 12 Ber u faſſen: „Die auf Grund dieſes Geſetzes ee 
ftrafen Fallen, wenn für den Ort der That eine ntlich 
anal ef ER Unterſuchung von Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 
mitteln t, der Kaſſe zu, welche die Koſten der Unterhaltung der 
Anſtalt del. 
— Zur parlamentariſchen Geſchäftslage 
ſchreibt die nationalliberale „Berl. Ant. Korr.“: 


Durch die in Folge einer unwillkommenen Nothwendigkeit ec? 
getretene Unterbrechung der Reichstagsſitzungen iſt es fragli 
worden, ob das Geſetz wegen Feſtſtellung des Reichs pauspaltsetats 

noch vor dem Beginn des neuen Etatjahres am 1. 1 wird zu 
nnen. Mit Recht wird auf die formale Erfüllung 
des betreffenden Poſtulats der 5 ein hohes Gewicht gelegt, 
wenn es auch in praktiſcher Hinſicht keinen erheblichen Unteriehed 
ausmacht, ob die 5 des Etatgeſetzes vierzehn . früher 
oder fpäter erfolgt. Da die Budgetkommiſſion mit per Berathung 
der ihr überwieſenen Theile des Etats faßt fertig iſt, fo wäre es an 
Déi leicht die Etatberathung im Plenum zur rechten Zeit abzuſchließen. 
Die einzige Frage iſt die, ob die Ziffer der Matrikularheiträge in den 
Etat eingeſtellt werden ſoll, bevor über die mit der großen Frage der 
3 nicht weiter zuſammenhängenden und deswegen von der 
emeinen Diskuſſton über die Steuervorlagen auch nicht ergriffenen 
Gere ide über die Beſteuerung der Lotterielooſe und den Kartenſtempel 
ein Beſchluß des Reichstags herbeigeführt worden iſt; bevor ferner 
feſtſtebt, wieviel von den erſparten Verpfle ungsgeldern der Okku⸗ 
tionstruppen für ſolche Ausgaben, die In tatentwurf auf die lau⸗ 
enden Einnahmen SE ewieſen find, etwa herangezogen werden kann. 
Die Möglichkeit, den Etat formal abzuſchließen, iſt indeſſen gegeben, 
wenn die Ziffer der 8 
legung der bei den und 


La oder nicht; in 


unter Zugrunde⸗ 


gen thätig fein — — —— die Kommiſſion, welche das 
= Gerichtskoſtengeſetz vorzuberathen hat. Der Reichstag felber 
bat gezeigt, — — ſehr ihm daran liegt, Alles an Vorlagen, was mög⸗ 
lich iſt, zu erledigen. Bei einem Geſetze von ſo hervorragender Be⸗ 
deutung Ein er dennoch in erſter Leſung auf die Prüfung des ib Ne 
auf ein Eingehen in die Materie wobei die Grundſätze für die R 
gelung derſelben hätten zur a — kommen können, verzichtet, 
bloß um eine von Plenarſitzungen ganz freie Woche für die Kom⸗ 
miſſionsberathungen zu gewinnen. Frellich war dabei auch der Um⸗ 
ſtand maßgebend, daß das Geſetz zunächſt nur allgemeine Prinzipien 
feſtſtellt, um für das Sammeln praktiſcher Erfahrungen einen Anhalt 
zu gewinnen, während eben Niemand bis jetzt die Folgen zu berechnen 
vermag. Mit Recht heben die „Motive“ hervor, daß felbft die beſten 
— Kenner des Zivilprozeſſes — der Strafprozeß giebt 
wenig aus; die Konkurſe ſpielen wegen ihrer E Sel- 
tenheit keine große Rolle — den Za folg des 3 nicht überſehen 
können. Es mu ger weſentlich darauf ankommen, ganz und voll 
die Ste, Ze: Reiches dafür zu Berne: daß in nicht langer 
Ku ſobald die Erfahrung CH bat, eine Ermäßigung der 
Ben ſtattfinden be. eine Reviſion Ze eſetzes in dieſem Sinne 
von enommen werde. Wie jetzt die Vorlage einen weſentlichen Ein⸗ 
fluß der Regierung für eine Erhöhung der Koſtenſätze ſichert, wenn 
eine ie EECH fein follte, muß dementſprechend dem Reichs⸗ 
tag ein Einfluß auf eine Ermäßigung der Koſten geſichert ſein, falls 
eine Ge 2 als möglich herausſtellen ſollte. 


Tokales und Provinzielles 


Poſen, 16. März 
— Die Direktion der Oſtbahn iſt, wie der „Staatsanz.“ 


meldet, 


mit Anfertigung von Vorarbeiten für eine Eiſen bahn minderer 
Ordnung 


von Bentſchen nach Meſeritz und Schwerin 

a/ W. beauftragt worden. 

r. Die Warthe iſt ſeit geſtern wieder um 3 Zoll geſtiegen, ſo 
daß der Waſſerſtand heute Morgen 10 Fuß 7 Zoll betrug. 

Bromberg, 15. März. Konferenz.] Geſtern Abend trafen Oberpräf. 
Günther und Oberpräſidialrath Freytag aus Poſen hier ein. Vor⸗ 
mittags beſuchten dieſelben die hieſige Provinzial⸗Blinden⸗Anſtalt und 
konferirten demnächſt mit dem Appellationsgerichts⸗Präſidenten ꝛc. auf 
dem Appellationsgericht hierſelbſt in Bezug auf die vorzunehmenden 
Einrichtungen, welche durch das Gerichtsreorganiſationsgeſetz bedingt 
werden. An der Konferenz nahm auch Reg.⸗Präſident von Wegnern 
von hier Theil. 


Staats und Holkswirihſchaft. 


* Wien, 15. März. Die . der framzöſiſch⸗öſterr. 
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7 Bei — gegen die entſprechende Woche 
des Vorjahres 12 Mill. Abnahme 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Dresden, 15. März. Einer Meldung des „Dresd. Journ.“ zu⸗ 
folge wird ſich der König von Sachſen nächſten Donnerſtag zur Feier 
des Geburtstags des Kaiſers nach Berlin begeben. 

Weimar, 15. März. Der Landtag beſchloß in feiner heutigen 
Sitzung, in Weimar und Eiſenach Landgerichte zu errichten und 
wegen des Neuſtädter Kreiſes ſich mit den reußiſchen Fürſtenthümern 
uber die Errichtung eines gemeinſchaftlichen Landgerichtes in Gera zu 
vereinigen. 

Bern, 15. März. Papſt Leo XIII. hat durch Vermittelung der 
ſchweizeriſchen Geſandtſchaft in Paris feine Wahl bier anzeigen 
laſſen. 

ep: Zürich, 15. Mär. Der Kantonalratb hat nach dreitägigen Be⸗ 
rathungen die für die Gotthardbahn geforderte nachträgliche Sub⸗ 
vention von 800,000 Frks. mit großer Majorität unter der Voraus⸗ 
ſetzung bewilligt, daß das luzerner Programm zur Ausführung gelange 
und auch die Bundesſub vention bewilligt werde. 
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Wien, 15. März. Die vereinigten Sublommiffionen der unga⸗ 
riſchen Delegation haben heute den motivirten Bericht des Delegirten 
Falk über den 60⸗Millionen⸗Kredit mit unweſentlichen Abänderungen 
genehmigt, 7 Delegationsmitglieder — darunter Baron Banhidy und 
Graf Appony — erklärten, daß ſie den Beſchlußantrag zwar ge⸗ 
nehmigten, der Motivirung deſſelben ſich aber nicht anſchließen könnten 
und ihre bezüglichen Anſichten bei der Berathung im Plenum dar⸗ 
legen würden. Graf Andraſſy wiederholte im Laufe der Debatte, 
der Kredit habe keine andere Beſtimmung, als diejenige, im ent⸗ 
ſprechenden Augenblick die Kraft der Monarchie ohne jeden Zeitverluſt 
geltend machen zu können. — Die Berathung der Kreditvorlage im 
Plenum erfolgt wahrſcheinlich nächſten Dienſtag. 

Wien, 14. März. Im Budgetausſchuß der öſterreichiſchen De- 
legation wurde heute der geforderte 60⸗Millionen⸗Kredit berathen. 
Der Reichs finanzminiſter Hofmann erklärte dabei, über die Deckung 
des Kredits ſei noch nichts vereinbart, der Regierung liege jede Zwei⸗ 
deutigkeit fern, dem Ausſchuſſe ſtehe jede formelle Aenderung zur Si⸗ 
cherung der verfaſſungsmäßigen Behandlung frei. Der öſterreichiſche 
Finanzminiſter erklärte, die Stimmung des Geldmarktes dürfte, fo 
lange es ſich nur um 60 Mill. handele, keine ungünſtige ſein. Graf 
Andraſſy bezeichnete 60 Mill. als das Maximum, innerhalb deſſen 
vielleicht noch viel weniger, vielleicht gar nichts beanſprucht werden 
könne, während vielleicht auch die ganze Summe in Anſpruch genom⸗ 
men werde. Die Regierung intendire überhaupt nur die Ermüdtt- 
gung zum Kredite, um das Selbſtbeſtimmungsrecht der Monarchie 
nach allen Richtungen wahren zu können. Vom Ausſchuß wurde 
hierauf die wegen der Koſten für die bosniſchen Flüchtlinge gemachte 
Vorlage angenommen, die vom Kriegsminiſter behufs Vorbereitung 
von Verpflegungsartikeln beanſpruchte Summe von 657,000 Fl. aber 
abgelehnt. 

Wien, 15. März. Die „Pol. Korreſp.“ meldet aus Athen von 
heute: Der Aufſtand hat ſich vom Olympos aus immer mehr nach 
Macedonien verbreitet und reicht bereits bis Verria. Bei Pharſala 
haben zwei bedeutende Gefechte ſtattgefunden, bei denen 400 Türken 
fielen. Der Gouverneur von Janina hat über 200 muſelmänniſche 
Sträflinge freigelaſſen, die mit den aus den Gefängniſſen von Arta 
und Preveſa entlaſſenen Sträflingen vereint zur Bekämpfung der In⸗ 
ſurrektion nach Evirus geſendet werden ſollen. Die Aufſtändiſchen 
auf Kreta ſtehen im Begriff, die Feindseligkeiten wieder aufzunehmen, 
weil die Türkei die Zeit der Waffenruhe benutzt, um Verſtärkungen 
heranzuziehen. — Aus Raguſa geht dem Blatte die Nachricht zu, daß 
zahlreiche türkiſche Truppen in der Herzegowina eintreffen. Unlängſt 
ſeien fünf Tabors Reguläre in Krupa eingerückt und ſämmtliche Gar⸗ 
niſonen würden verſtärkt und mit Proviant verſehen. Zwiſchen Krupa 
und Moſtar ſei die Kommunikation durch Erdwerke geſperrt, bei Ga⸗ 
bella und Moſtar feien Verſchanzungen aufgeworfen, es werde ſelbſt 
Nachts gearbeitet. 

Petersburg, 15. März. General Ignatieff iſt noch geſtern 
Abend von dem Kaiſer empfangen worden. Reouf Paſcha hat 
heute dem Reichskanzler, Fürſten Gortſchakoff, einen Beſuch ab⸗ 
geſtattet. 

London, 14. März. [Unter bausſitzung.!] In Beant⸗ 
wortung einer Frage Ryder's erklärte Northeote ferner, an die 
Unions regierung in Waſhington ſei keine Anfrage gerichtet worden, 
ob ſie die Zinſen der fundirten Anleihen in Gold zu zahlen beabſich⸗ 
tige. Es würde unhöflich und ungewöhnlich ſein, eine Regierung 
nach den Abſichten zu fragen, die fie bezüglich ihrer Geldverpflichtun⸗ 
gen habe. Zur Silberkonferenz habe die Regierung noch keine Ein⸗ 
ladung erhalten, er könne daher nicht ſagen, was die Regierung in 
dieſer Beziehung thun werde. Unterſtaatsſekretär Bourke antwortete 
auf eine Anfrage Dillwyn's, die Regierung ſei nach wie vor der An⸗ 
ſicht, daß England nicht die Initiative zur Wiederaufnahme der di⸗ 
plomatiſchen Beziehungen mit Mexiko ergreifen könne. Derſelbe er⸗ 
klärte Dilke gegenüber, die Regierung beſitze über die Zahl der Grie⸗ 
chen, die die Diſtrikte Thraziens und Mazedoniens bewohnten, welche 
Bulgarien einverleibt werden ſollten, keine zuverläſſigen Nachrichten; = 
der Botſchafter, Layard, ſei angewieſen worden, ſich darüber Infor⸗ 
mation zu verſchaffen. 

London, 14. März. Im Oberhauſe wurde die Bill über die 
Gerichtskompetenz der britiſchen Krone über fremde Kauffahrteiſchiffe 
in britiſchen Territorien bis auf eine Entfernung von 3 Meilen in 
dritter Leſung angenommen. — Im Unterhauſe lenkte Peel 
die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die Vertretung Eng⸗ 
lands auf dem Kongreſſe und hob hervor, er glaube Lord 
Derby und nicht Lord Lyons müßte die Vertretung über⸗ 
nehmen. Im Laufe der Debatte erklärte Schatzkanzler Northcote, 
er habe feinen heutigen Erklärungen hinſichtlich des Kong reſſes nichts 
hinzuzufügen. Lord Lyons eigene Dé am Beſten für den ihm über⸗ 
tragenen Poſten und würde auf dem Kongreſſe die Regierung ver⸗ 
treten, die für ſein Handeln verantwortlich ſei. 

London, 15. März. Im Oberhauſe antwortete Lord Beacons⸗ 
field auf eine Anfrage Lord Granville's, daß die Oſterferien des 
Parlaments vom 16. April bis 10. Mai d. J. dauern würden. — 
Im Unterhauſe erklärte Schatzkanzler Nortbeote auf eine Bemerkung 
Camppbell's bezüglich der geſtern vom Schatzkanzler auf die Anfragen 
Deniſon's und Onslow's ertheilten Antwort: Was er geſtern zu 
ſagen beabſichtigt habe, ſei geweſen, daß England verlange, es ſolle 
leder Artikel des Friedensver trages dem Kongreß in folder Weiſe 
vorgelegt werden, daß der Kongreß erwägen könne, welche Artikel 
des Friedensvertrages der Annahme oder der Zuſtimmung ſeitens 
der Mächte bedürften. 

Berantw Redakteur: Dr. Julius Waſner in en. 
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